
 

 

Fünfte Verordnung des Sozialministeriums zur Änderung der Corona-Verordnung 

Absonderung 

 

Vom 27. August 2021 

 

Aufgrund von § 21 der Corona-Verordnung (CoronaVO) vom 14. August 2021 (notverkün-

det gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungsgesetzes und abrufbar unter https://www.baden-

wuerttemberg.de/corona-verordnung) wird verordnet: 

 

 

Artikel 1 

 

Die Corona-Verordnung Absonderung vom 10. Januar 2021 (GBl. S. 28), die zuletzt durch 

Verordnung vom 21. Mai 2021 (GBl. S. 470) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. „Schnelltest“ ist ein Antigentest hinsichtlich des Vorliegens oder Nichtvor-

liegens einer akuten Infektion mit dem Coronavirus, wenn der Test nach 

den Voraussetzungen des § 5 Absatz 3 Satz 1 CoronaVO durchgeführt 

wurde;“. 

 

b) Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 

„11. „Immunisierte Person“ ist jede Person im Sinne des § 4 CoronaVO;“. 

 

c) Nummer 12 wird wie folgt gefasst: 

„12. „Besorgniserregende Virusvariante“ ist eine Virusvariante des Coronavirus,  

die sich in ihren Erregereigenschaften wie beispielsweise der Übertragbar-

keit, der Virulenz oder der Suszeptibilität gegenüber der Immunantwort von 

immunisierten Personen relevant von den herkömmlichen Virusvarianten 

unterscheiden; die SARS-CoV-2-Varianten B.1.1.7 (Alpha) und B.1.617.2 

(Delta) sind keine besorgniserregenden Virusvarianten im Sinne dieser 

Verordnung.“.  

 



 

 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa)  In Satz 1 Nummer 2 wird das Wort „frühestens“ und die Wörter „und mindes-

tens 48 Stunden nach Symptomfreiheit“ gestrichen. 

bb)  In Satz 1 Nummer 3 wird das Wort „frühestens“ gestrichen.  

cc)  Satz 2 wird aufgehoben. 

 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 1 wird das Wort „frühestens“ und die Wörter „und mindes-

tens 48 Stunden nach Symptomfreiheit“ gestrichen. 

bb) In Satz 1 Nummer 2 wird das Wort „frühestens“ gestrichen. 

cc)  Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

 

 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Haushaltsangehörige Personen müssen sich unverzüglich nach Kenntnis-

nahme des positiven PCR- oder Schnelltestergebnisses einer im selben Haus-

halt wohnenden Person in Absonderung begeben. Unbeschadet des § 10 Ab-

satz 2 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung vom 8. Mai 

2021 (SchAusnahmV - BAnz AT 8. Mai 2021 V1) kann die zuständige Behörde 

von der Ausnahme von der Absonderungspflicht nach § 10 Absatz 1 SchAus-

nahmV abweichend auch für immunisierte Bewohnerinnen oder Bewohner einer 

stationären Einrichtung für Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf     

oder immunisierte Patientinnen oder Patienten in Krankenhäusern oder Reha-

Einrichtungen für die Dauer ihres stationären Aufenthalts eine Absonderung an-

ordnen.“. 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Enge Kontaktpersonen müssen sich unverzüglich nach der Mitteilung durch 

die zuständige Behörde über eine im Einzelfall bestehende Absonderungspflicht 

in Absonderung begeben. Unbeschadet des § 10 Absatz 2 SchAusnahmV kann 

die zuständige Behörde von der Ausnahme von der Absonderungspflicht nach 



 

 

§ 10 Absatz 1 SchAusnahmV abweichend auch für immunisierte Bewohnerin-

nen oder Bewohner einer stationären Einrichtung für Menschen mit Pflege- und 

Unterstützungsbedarf oder immunisierte Patientinnen oder Patienten in Kran-

kenhäusern und Reha-Einrichtungen für die Dauer ihres stationären Aufenthalts 

eine Absonderung anordnen.“. 

 

 

4. § 4a wird zu § 6 und wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

 „Satz 1 gilt nicht für immunisierte Personen sowie für Schülerinnen und Schüler 

oder Kinder im Sinne des § 5 Absätze 1 und 2, es sei denn beim Primärfall 

wurde eine besorgniserregende Virusvariante festgestellt.“. 

 

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

 „Satz 1 gilt nicht für immunisierte Personen sowie für haushaltsangehörige Per-

sonen von Schülerinnen und Schülern oder Kindern im Sinne des § 5 Absätze 1 

und 2, es sei denn beim Primärfall wurde eine besorgniserregende Virusvariante 

festgestellt.“. 

 

 

5. Der bisherige § 5 wird zu § 7 und in Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „die Absonde-

rungsdauer“ durch die Wörter „der Absonderungszeitraum“ ersetzt. 

 

 

6. Folgender neuer § 5 wird eingefügt: 

 

„§ 5 

Regelungen für Schülerinnen und Schüler sowie Kinder in Kindertageseinrichtungen 

und Kindertagespflege 

(1) Bei Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus in weiterführenden Schulen, in 

der Haupt- und Berufsschulstufe der sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungs-

zentren, in beruflichen Schulen und Einrichtungen zur Betreuung von Schulkindern 

besteht für die Schülerinnen und Schüler innerhalb der Klasse, Lern- oder Betreu-

ungsgruppe, in der die Infektion aufgetreten ist, abweichend von § 4 Absatz 2 Satz 1 



 

 

eine tägliche Testpflicht mittels Schnelltest oder PCR-Test für den Zeitraum von fünf 

Schultagen. Die Testpflicht gilt nicht für immunisierte Schülerinnen und Schüler. War 

vor Auftreten der Infektion keine ausreichende Lüftung im Klassen-, Lern- oder Be-

treuungsraum oder kein durchgängiges korrektes Tragen eines Mund-Nasen-Schut-

zes sichergestellt, kann die zuständige Behörde abweichend von Satz 1 eine Abson-

derungspflicht nach § 4 Absatz 2 Satz 1 anordnen. 

(2) Bei Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus in Grundschulen, in Grundschul-

förderklassen, in der Grundstufe der sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungs-

zentren, in Schulkindergärten, Kindertageseinrichtungen und der Einrichtungen der 

Kindertagespflege sowie Betreuungseinrichtungen besteht für die betreuten Kinder 

sowie für Kinder unter 8 Jahre innerhalb der Klasse, Lern- oder Betreuungsgruppe, in 

der die Infektion aufgetreten ist, abweichend von § 4 Absatz 2 Satz 1 eine einmalige 

Testpflicht mittels Schnelltest oder PCR-Test vor dem Wiederbetreten der Einrich-

tung. Die Testpflicht gilt nicht für immunisierte Kinder.  

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht 

1. wenn beim Primärfall eine besorgniserregende Virusvariante des          

 Coronavirus festgestellt wurde, oder  

2. im Rahmen eines durch die zuständige Behörde festgestellten, relevanten         

 Ausbruchsgeschehens.  

(4) Die Leitungen der in den Absätzen 1 und 2 genannten Einrichtungen sind bei Vor-

liegen der positiven Testung einer Person verpflichtet, die Sorgeberechtigten der 

Schülerinnen und Schüler oder Kinder aus der Klasse, Lern- oder Betreuungsgruppe, 

in der die Infektion aufgetreten ist, anonymisiert hierüber zu informieren.“. 

 

 

7. Der bisherige § 6 wird zu § 8 und in Nummer 4 wird die Angabe „§ 4a“ durch die  

Angabe „§ 6“ ersetzt. 

 

 

8. Der bisherige § 7 wird zu § 9. 

 
 

  



 

 

Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 

 

Stuttgart, den 27. August 2021 

 

 

 
Lucha 
 

 
In Vertretung 
 
Prof. (apl.) Dr. Uwe Lahl 

Amtschef 
 


